
D
aniel Eduardo Rafecas hat viele
Verfahren gegen die Täter der ar-
gentinischen Militärdiktatur ge-

führt – auch im Mordfall der Tübinger Stu-
dentin Elisabeth Käsemann von 1977. 

Herr Rafecas, was können die argentinische 
und deutsche Gesellschaft bei der Aufarbei-
tung ihrer Geschichte voneinander lernen?
Aus meiner Sicht haben wir gelernt, die
Vergangenheit ehrlich zu betrachten. Wir
können lernen, wie das Geschehene in
Deutschland ein Teil der Erziehung und
der Erinnerungskultur geworden ist.

Geht es für Sie in den Prozessen um mehr als
nur Gerechtigkeit? Geht es auch um allge-
meine Vergangenheitsaufklärung?
Beides ist wichtig. Die Prozesse geben der
Gesellschaft die Möglichkeit, die Geschich-
te aufzuarbeiten. 

Wie willig ist sie diesen Weg gegangen? 
Im Jahr 2000, als die Prozesse begonnen 
haben, hat die Zivilgesellschaft das zur
Kenntnis genommen, den Verhandlungen
aber wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Im
Laufe der Zeit haben
sich die Menschen
stärker interessiert.
Die Opfer und ihre Fa-
milien bekamen Un-
terstützung. Die Men-
schen haben über-
haupt erst von den Ver-
brechen gehört und
verstanden, was pas-
siert ist. 

Wurde so auch klar, wer
die Diktatur unter-
stützt hat?
Natürlich. 30 Jahre
lang gab es einen Ge-
sellschaftsdiskurs, in
dem versucht wurde,
die Verbrechen zu rela-
tivieren. Man wollte nicht sehen, was ge-
schehen ist. Aber es gibt 30 000 Opfer. Die
Prozesse haben gezeigt, dass mehr als die
Hälfte der Opfer aus Flugzeugen bei leben-
digem Leib ins Meer geworfen wurden. 
Oder erschossen wurden. Die Orte des Ver-
brechens waren den deutschen KZs der An-
fangsjahre 1933 und 1934 sehr ähnlich.
Frauen wurden vergewaltigt, Kinder ihren
Müttern weggenommen. Noch heute ist 
der Verbleib von 400 Säuglingen ungeklärt.
Das ist die dunkle Seite der Geschichte.

In Deutschland wird gegen sehr alte Täter
verhandelt. Wie gehen Sie vor?
Wenn wir von Verbrechen gegen die
Menschlichkeit sprechen, müssen alle Hin-
dernisse aus dem Weg geräumt werden, da-
mit Gerechtigkeit und Wahrheit siegen. 
Das ist nicht nur für die Erinnerung und
Wahrheit wichtig, sondern auch für die mo-
ralische Wiedergutmachung für die Opfer.
Im Mai haben eine halbe Million Menschen
in Buenos Aires dagegen demonstriert, 
dass Haftverkürzungen wegen Gefängnis-
überlastungen auch für die Täter der Mili-
tärdiktatur gelten. Mit weißen Tüchern wie
die Mütter der Verschwundenen. Sie waren
erfolgreich. 

Es wird also weitergehen?
Heute gibt es 1500 Angeklagte, 800 sind
schon verurteilt. Es wird weitere Verurtei-
lungen geben. Im Fall Elisabeth Käsemann
gab es mehrere mögliche Täter, dann gab es
eine Verurteilung. Es wird in diesem Jahr 
weitere Festnahmen von Wächtern in den 
Lagern geben. 

Das Gespräch führte Hilke Lorenz. 

Interview Die Prozesse wegen der 
Militärdiktatur in Argentinien 
sind auch Geschichtsaufklärung. 
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FÜR DIE MENSCHENRECHTE

Person Daniel Eduardo Rafecas ist seit 2004 
Vorsitzender Richter am 3. Bundesgericht in 
Buenos Aires. Er leitet dort das umfassendste 
Ermittlungsverfahren gegen das 1. Militärkorps 
der von 1976 bis 1983 währenden argentini-
schen Militärdiktatur. Zu seinen Schwerpunkt-
themen gehören Menschenrechtsverletzungen 
– auch die der Nationalsozialisten. 

Forschung Rafecas war einer der Teilnehmer 
am ersten Tübinger Elisabeth-Käsemann-Sym-
posium über die internationale Strafverfolgung 
staatlicher Verbrechen. ilo 

„Gerechtig-
keit und 
Wahrheit 
müssen 
siegen. “
Daniel Eduardo 
Rafecas, Richter
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Angela Merkel und der französische Präsident Emmanuel Macron verbreiten Zuversicht im Beisein von Theresa May. Foto: AP

Merkel zeigt May kalte Schulter 

F
ür zwei Staats-und Regierungschefs
ist dies der erste EU-Gipfel. Der jun-
ge Ire Leo Varadkar, der 1978 und da-

mit fünf Jahre nach Irlands EU-Beitritt ge-
boren wurde, wurde freundlich begrüßt.
Der andere Neue im Club, Emmanuel Ma-
cron, ist auch nicht viel älter. Und weil er
der Präsident Frankreichs ist, gilt ihm gro-
ße Aufmerksamkeit. Unmittelbar vor Be-
ginn des Gipfels gibt er noch einmal ein Be-
kenntnis zu Europa ab. „Ich habe im fran-
zösischen Wahlkampf die EU verteidigt.“

Macron lässt sich nicht anmerken, ob
ihn die Turbulenzen und Rücktritte in sei-
ner eigenen noch sehr jungen Regierung 
erschüttert haben. In Brüssel werde es jetzt
„konkret.“ Seine Vorstellung an die EU for-
muliert er so: Er wolle „ein Europa, das
schützt“. Die Bürger sollten sich beschützt
fühlen vor dem Terror, vor militärischen
Bedrohungen an den Außengrenzen und 
vor unfairen Geschäftspraktiken ferner
Wirtschaftsmächte. Macron kündigt an, 
sich in der Europapolitik eng mit Berlin ab-
zustimmen: „Wir machen das Hand in
Hand mit Deutschland.“ 

Gegen Macron und den Iren Varadkar
ist der Hausherr des Gipfels, EU-Ratspräsi-
dent Donald Tusk, ein echter Routinier.
Nach eigenen Angaben ist dies der 80. Gip-
fel für den Polen, den er entweder als Rats-
präsident oder als Regierungschef erlebt. 
Tusk erlaubt sich einen Ausflug in die Welt
der Utopien. Er hält es für möglich, dass
den Briten die Lust am Brexit noch vergeht,
und zitiert John Lennons Lied „Imagine“: 
„You may say I am a dreamer, but I am not 
the only one.“ Übersetzt heißt das: Du wirst

vielleicht sagen, ich sei ein Träumer – ich
bin aber nicht der einzige.“ 

Bundeskanzlerin Angela Merkel berei-
tet der Premierministerin Theresa May da
einen deutlich kühleren Empfang. Sie sagt,
„die Zukunftsaufgaben der EU müssen
Vorrang haben vor den Verhandlungen mit
Großbritannien über den Austritt.“ Die An-
fang der Woche begonnenen Verhandlun-
gen seien zwar wichtig und sollten in einem
„guten Geist“ geführt werden. „Der klare
Fokus muss aber auf der Zukunft der 27
Mitgliedsstaaten liegen. Hier müssen wir
Resultate liefern.“ Merkel greift den Hin-
weis von Macron zum deutsch-französi-
schen Motor auf: „Die Kreativität und Im-
pulse, die von Frankreich und Deutschland
ausgehen, werden Europa guttun.“ 

Theresa May ist längst ein Fremdkörper
auf EU-Gipfeln. Umso mehr, wo sie nach
ihrer Wahlniederlage um Unterstützung
im eigenen Lager bangen muss. Sie lobt den
Auftakt der Brexit-Gespräche als „konst-

ruktiv“ und wolle den Kollegen skizzieren,
wie sie sich die Rechte der EU-Bürger auf 
der Insel nach dem Austritt des Landes vor-
stellt. Wie zu hören ist, soll ihr Status quo
gewahrt bleiben. May versteht dies offen-
sichtlich als ein großzügiges Angebot, in
Brüssel brechen darüber indes keine Jubel-
stürme aus. „Das ist eine Selbstverständ-
lichkeit“, sagt ein EU-Diplomat. 

Inhaltlich stand am ersten Tag des Gip-
fels die Außen- und Sicherheitspolitik im 
Vordergrund. Der Lissabonner Vertrag
sieht vor, dass auch einzelne Mitgliedstaten
die Zusammenarbeit in der Verteidigungs-
politik vertiefen können. Bis auf Dänemark
und Großbritannien wollen nun alle
Hauptstädte hier einen Schritt weiterkom-
men. Sie wollen eine umfassende und ehr-
geizige „Ständige Strukturierte Zusam-
menarbeit“ in der Verteidigungspolitik be-
schließen. Innerhalb von drei Monaten
wollen die Mitgliedstaaten dann Kriterien 
für die Zusammenarbeit und bindende Ver-
pflichtungen aufstellen. Für Merkel ist das
ein „echter Mehrwert“. 

Innerhalb von drei Monaten wollen die
Mitgliedstaaten jetzt Kriterien für ihre Zu-
sammenarbeit und bindende Verpflichtun-
gen aufstellen. Auch ein gemeinsamer Ver-
teidigungsfonds der EU soll beschlossen 
werden. Nach dem Abendessen musste sich
May verabschieden. Dann diskutierten die
27 der künftigen EU die Kriterien, die für
die Neuansiedlung der derzeit in London
beheimateten EU-Agenturen für Medika-
mente und Banken gelten sollen. Verabre-
det wurde, dass es im Herbst dann eine Ab-
stimmung über die Vergabe gibt.

Brüssel Die Bundeskanzlerin legt den Schwerpunkt der Arbeit auf die Gestaltung der Zukunft der EU, 
nicht auf die Austrittsverhandlungen mit Großbritannien. Von Markus Grabitz 

SANKTIONEN VERLÄNGERT

Russland Die europäischen Wirtschaftssank-
tionen gegen Russland werden wegen der un-
zureichenden Fortschritte im Friedensprozess 
für die Ukraine um weitere sechs Monate ver-
längert. Darauf einigten sich die Staats- und 
Regierungschefs. Die EU hatte die Wirtschafts-
sanktionen gegen Russland trotz Milliardenver-
lusten für heimische Unternehmen zuletzt im 
vergangenen Winter bis zum 31. Juli 2017 ver-
längert. Experten gehen davon aus, dass die 
Sanktionen bereits einen dreistelligen Milliar-
den-Betrag gekostet haben. dpa

USA: Eingeständnis der IS-Niederlage

S
chockiert und wütend haben die
Menschen in der irakischen Stadt
Mossul auf die Sprengung der be-

rühmten Al-Nuri-Moschee durch die Ext-
remistenmiliz Islamischer Staat (IS) re-
agiert. „Es ist, als sei ein Teil von mir gestor-
ben“, sagte der 54-jährige Lehrer Ahmed 
Said am Donnerstag. Die Stadt werde nicht
mehr dieselbe sein ohne die Moschee mit
dem schiefen Minarett, die Mossul fast 850
Jahre lang geschmückt habe. IS-Kämpfer
hatten nach irakischen Angaben das Ge-
bäude in die Luft gesprengt, nachdem iraki-
sche Sondereinheiten bis auf 50 Meter an 
das Gotteshaus herangerückt waren.

Die Moschee ist für den IS von großer
symbolischer Bedeutung. 2014 hatte dort
der IS-Anführer Abu Bakr al-Bagdadi ein
Kalifat in den vom IS kontrollierten Gebie-
ten Syriens und des Irak ausgerufen. Auf
dem 45 Meter hohen Minarett wehte seit-
dem die schwarze IS-Fahne. Offenbar woll-
ten die Extremisten verhindern, dass iraki-
sche Soldaten die Flagge herunterholen. 
Sie beschuldigten zugleich die US-Streit-
kräfte, die Moschee bombardiert zu haben.

Die USA haben umgehend jegliche Ver-
antwortung für die Zerstörung der Mo-
schee zurückgewiesen. „Wir sind keine An-
griffe in dieser Region geflogen“, sagte ein
Sprecher der US-Luftwaffe. Der Komman-
deur der Bodentruppen der Anti-IS-Koali-
tion, US-Generalmajor Joseph Martin,
machte in einer Erklärung wie zuvor das 
irakische Militär den IS für die Sprengung
verantwortlich. In einer Erklärung der ira-
kischen Regierung hieß es am Mittwoch,
die Zerstörung der Moschee „entspricht
einem offiziellen Eingeständnis der Nie-
derlage“ durch den IS.

Unterdessen gingen die schweren
Kämpfe um die letzten Teile der Innenstadt
von Mossul weiter. Nach Angaben eines
US-Offiziers blieben noch zwei Quadratki-
lometer bis zur völligen Befreiung der
Stadt. Das UN-Kinderhilfswerk Unicef be-
schrieb den Krieg mit dem IS als „einen der
brutalsten in der modernen Geschichte“.
Insbesondere die Kinder litten darunter,
den schieren Horror und die unvorstellba-
re Gewalt erleben zu müssen, erklärte 
Unicef am Donnerstag. rtr

Irak Schock und Wut herrschen nach der Moschee-Sprengung 
in Mossul – Kämpfe gehen mit Härte in die entscheidende Phase. 

Das berühmte schiefe Minarett der Al-Nuri-
Moschee ist zerstört worden. Foto: AP

D
ie Weltbevölkerung wächst und
wächst: Leben heute 7,6 Milliarden
Menschen auf unserem Planeten,

sollen es 2050 bereits 9,8 Milliarden Men-
schen sein. Im Jahr 2100 wird die Weltbe-
völkerung dann auf 11,2 Milliarden Men-
schen gewachsen sein. Diese Prognose ver-
öffentlichte die Abteilung für Wirtschaft
und Soziales der Vereinten Nationen am 
Mittwoch in New York. Die Experten gehen
laut ihrem jüngsten Report davon aus, dass
die Weltbevölkerung über die nächsten
Jahre durchschnittlich alle zwölf Monate
um rund 83 Millionen Menschen zuneh-
men werde. 1990 lebten auf der Welt noch
5,3 Milliarden Männer, Frauen und Kinder.

Die UN präsentierten den Bericht im
Vorfeld des Weltbevölkerungstages am 11.
Juli. Bis zum Ende des Jahrhunderts rech-
nen die Experten mit einer kontinuierlich
fallenden globalen Geburtenrate. Zwi-
schen 2010 und 2015 betrug sie 2,5 Kinder 
pro Frau, bis 2100 sollen es nur noch zwei
Kinder pro Frau sein. Bei Statistikern gilt
die Faustregel: Frauen müssen im Durch-
schnitt 2,1 Kinder auf die Welt bringen, um
die Bevölkerungszahl stabil zu halten. Bis 
weit ins 21. Jahrhundert hinein wird also
die globale Geburtenrate hoch genug sein,
um die Bevölkerung ansteigen zu lassen.

Der demografische Zuwachs in den
nächsten Jahrzehnten findet vor allem in
den 47 ärmsten Ländern statt. Die Bevölke-
rung dort nehme von heute einer Milliarde
Menschen auf 1,9 Milliarden zur Mitte des 
Jahrhunderts zu. Dort gebären Frauen im
Durchschnitt 4,3 Kinder. Zum Vergleich: In
Europa brachten Frauen von 2010 bis 2015
im Durchschnitt 1,6 Kinder auf die Welt.
Ein weiterer Faktor ist die steigende Le-
benserwartung. Die Zahl der Menschen im 
Alter von über 60 Jahren wird sich laut UN-
Schätzungen von heute knapp einer Mil-
liarde auf 3,1 Milliarden im Jahr 2100 mehr
als verdreifachen. Der medizinische Fort-
schritt macht es möglich, dass die Men-
schen immer älter werden – auch in ärme-
ren Regionen wie Afrika.

Und wo werden die meisten Menschen
leben? Die UN-Experten zeigen auf Indien.
Noch zählt der asiatische Gigant 1,3 Mil-
liarden Einwohner. Den Berechnungen zu-
folge wird Indien aber bis 2024 China, den
anderen asiatischen Giganten als bevölke-
rungsreichstes Land ablösen. In China le-
ben derzeit 1,4 Milliarden Menschen. Zu-
dem werde bis 2050 Nigeria die USA als
Land mit der drittgrößten Bevölkerung der
Welt verdrängen. jdh

UN-Bericht Im Jahr 2050 wird 
die Welt fast zehn Milliarden 
Menschen beherbergen.

Auf der Erde

wird es enger

Zentralafrika

Skandal um Blauhelme
Nach den Vorwürfen des sexuellen Miss-
brauchs von Kindern und Frauen zieht die Re-
publik Kongo rund 600 Soldaten vom UN-Ein-
satz in der Zentralafrikanischen Republik (Mi-
nusca) ab. Die Regierung von Präsident Denis 
Sassou Nguesso habe die Entscheidung zum 
Rückzug getroffen, teilten die UN am Mittwoch 
(Ortszeit) in New York mit. Eine UN-Untersu-
chung habe ergeben, dass es bei den kongole-
sischen Blauhelmen erhebliche „Führungs-
und Kontrollprobleme“ gebe. AFP

USA

Solarmauer für Mexiko?
US-Präsident Donald Trump hat vor Anhän-
gern in Iowa erklärt, eine Grenzmauer zu Mexi-
ko könnte mit Solarspiegeln ausgestattet wer-
den, um so billig Energie zu erzeugen. „Ziem-
lich gute Vorstellung, nicht wahr?“, sagte 
Trump. Eine Solarmauer könnte „ sich selbst fi-
nanzieren“. Laut Medienberichten war die Idee 
für eine Solarmauer zuerst in einem Architek-
tenwettbewerb aufgekommen. dpa

Kurz berichtet

Afghanistan

36 Tote bei Anschlag
in Helmand
Bei einem Autobombenanschlag auf eine
Bank in der bitter umkämpften südafgha-
nischen Provinz Helmand sind mindestens
36 Menschen getötet und weitere 59 ver-
letzt worden. Die radikalislamischen Tali-
ban reklamierten die Tat für sich. Helmand
ist eine ihrer Hochburgen, sie kontrollieren
rund 80 Prozent der Provinz. Unter den 
Opfern sind laut Behördenangaben Lehrer,
Soldaten und Polizisten. Sie hätten Schlan-
ge gestanden, um ihr Gehalt abzuholen. Am
Sonntag beginnen die Eid-Feiertage zum
Ende des Fastenmonats Ramadan. Die Re-
gierung überweist Angestellten Gehälter 
deshalb früher, damit sie Geschenke und
Essen fürs Fest kaufen können. dpa
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